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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 

Abschnitt 1 Abschnitt 1 

Arbeitslosengeld Arbeitslosengeld 

Voraussetzungen des Anspruches Voraussetzungen des Anspruches 

§ 8. (1) bis (4) … § 8. (1) bis (4) … 
 

(5) Die Möglichkeit der Anordnung einer Untersuchung und die 
Verpflichtung zur Untersuchung der Arbeitsfähigkeit nach Abs. 2 bestehen bis zur 
Vollendung des 25. Lebensjahres nicht. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 79. (1) bis (181) … § 79. (1) bis (181) … 
 

(182) § 8 Abs. 5 und § 81 Abs. 17 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2023 treten mit 1. Jänner 2024 in Kraft. 

Übergangsrecht Übergangsrecht 

§ 81. (1) bis (16) …  § 81. (1) bis (16) …  
 

(17) Gutachten des Kompetenzzentrums Begutachtung der 
Pensionsversicherungsanstalt zur Beurteilung der Erwerbsfähigkeit gemäß § 252 
Abs. 2 Z 3 ASVG sind, sofern sie nicht vom AMS angeordnet wurden, für 
Personen bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres außer Acht zu lassen. 
Gutachten, die nach dem 1. Jänner 2023 vom Arbeitsmarktservice angeordnet 
wurden, sind bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres unbeachtlich. 
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Artikel 2 

Änderung des Arbeitsmarktservicegesetzes 

Bereitstellung von Schulungs- und Wiedereingliederungsmaßnahmen 

§ 38a. Die regionale Geschäftsstelle hat darauf zu achten, dass zu einer 
nachhaltigen und dauerhaften Beschäftigung erforderliche Qualifizierungs- oder 
sonstige beschäftigungsfördernde Maßnahmen angeboten werden. Die regionale 
Geschäftsstelle hat insbesondere dafür zu sorgen, dass Personen, deren 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt erschwert ist, binnen vier Wochen eine 
zumutbare Beschäftigung angeboten oder, falls dies nicht möglich ist, die 
Teilnahme an einer Ausbildungs- oder Wiedereingliederungsmaßnahme 
ermöglicht wird. Dies gilt insbesondere für Personen, die während des Bezuges 
von Kinderbetreuungsgeld oder nach einer Zeit der Kinderbetreuung eine 
Beschäftigung anstreben. Die regionale Geschäftsstelle hat weiters dafür zu 
sorgen, dass arbeitslosen Personen, die das 25. Lebensjahr noch nicht oder das 50. 
Lebensjahr bereits vollendet haben, wenn ihnen nicht binnen drei Monaten eine 
zumutbare Beschäftigung angeboten werden kann, die Teilnahme an einer 
Ausbildungs- oder Wiedereingliederungsmaßnahme ermöglicht wird. Die 
regionale Geschäftsstelle hat gesundheitlich beeinträchtigten Personen, die nicht 
auf einen geeigneten Arbeitsplatz vermittelt werden können, tunlichst binnen acht 
Wochen geeignete Schulungs- oder Wiedereingliederungsmaßnahmen 
anzubieten. 

Bereitstellung von Schulungs- und Wiedereingliederungsmaßnahmen 

§ 38a. (1) Die regionale Geschäftsstelle hat darauf zu achten, dass zu einer 
nachhaltigen und dauerhaften Beschäftigung erforderliche Qualifizierungs- oder 
sonstige beschäftigungsfördernde Maßnahmen angeboten werden. Die regionale 
Geschäftsstelle hat insbesondere dafür zu sorgen, dass Personen, deren 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt erschwert ist, binnen vier Wochen eine 
zumutbare Beschäftigung angeboten oder, falls dies nicht möglich ist, die 
Teilnahme an einer Ausbildungs- oder Wiedereingliederungsmaßnahme 
ermöglicht wird. Dies gilt insbesondere für Personen, die während des Bezuges 
von Kinderbetreuungsgeld oder nach einer Zeit der Kinderbetreuung eine 
Beschäftigung anstreben. Die regionale Geschäftsstelle hat weiters dafür zu 
sorgen, dass arbeitslosen Personen, die das 25. Lebensjahr noch nicht oder das 50. 
Lebensjahr bereits vollendet haben, wenn ihnen nicht binnen drei Monaten eine 
zumutbare Beschäftigung angeboten werden kann, die Teilnahme an einer 
Ausbildungs- oder Wiedereingliederungsmaßnahme ermöglicht wird. Die 
regionale Geschäftsstelle hat gesundheitlich beeinträchtigten Personen, die nicht 
auf einen geeigneten Arbeitsplatz vermittelt werden können, tunlichst binnen acht 
Wochen geeignete Schulungs- oder Wiedereingliederungsmaßnahmen 
anzubieten, sofern diese zumindest eingeschränkt bestimmte, auf dem 
Arbeitsmarkt noch bewertete Tätigkeiten ausüben können. 

 
(2) Das Arbeitsmarktservice und das Sozialministeriumservice haben 

gemeinsam mit den Ländern Schulungs- und Wiedereingliederungsmaßnahmen 
für Jugendliche und junge Erwachsene bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, 
bei denen Zweifel an der Arbeitsfähigkeit besteht, bereitzustellen, zu entwickeln 
und auszubauen. Sie haben insbesondere bei der Suche nach offenen Stellen 
sowie bei der Auswahl und Zurverfügungstellung erforderlicher Beihilfen für 
potentielle Arbeitgeber und der Abklärung besonderer Bedarfslagen für die 
Vermittlung in Beschäftigungen zusammenzuwirken (Systempartnerschaft). Dabei 
sind auch die in den Ländern bestehenden Betreuungsstrukturen und 
Unterstützungsmaßnahmen beizubehalten und anzubieten. 

§ 78. (1) bis (50) … § 78. (1) bis (50) … 
 

(51) § 38a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2023 tritt mit 
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1. Jänner 2024 in Kraft. 

Artikel 3 

Änderung des Ausbildungspflichtgesetzes 

Ausbildungspflicht Ausbildungspflicht 

§ 4. (1) bis (3) … § 4. (1) bis (3) … 

(4) Ausbildungsfreie Zeiträume von bis zu vier Monaten innerhalb von 
zwölf Kalendermonaten stellen keine Verletzung der Ausbildungspflicht dar. 
Dasselbe gilt für Zeiträume (Wartezeiten), in denen trotz Bereitschaft der 
Jugendlichen oder Teilnahme am Verfahren gemäß § 14 keine 
Ausbildungsmaßnahmen bereitgestellt werden können. 

(4) Ausbildungsfreie Zeiträume von bis zu drei Monaten innerhalb von 
zwölf Kalendermonaten stellen keine Verletzung der Ausbildungspflicht dar. 
Dasselbe gilt für Zeiträume (Wartezeiten), in denen trotz Bereitschaft der 
Jugendlichen oder Teilnahme am Verfahren gemäß § 14 keine 
Ausbildungsmaßnahmen bereitgestellt werden können. 

§ 7. Die Ausbildungspflicht ruht insbesondere für Zeiträume, in denen 
Jugendliche 

§ 7. Die Ausbildungspflicht ruht insbesondere für Zeiträume, in denen 
Jugendliche 

 1. Kinderbetreuungsgeld beziehen;  1. Kinderbetreuungsgeld beziehen; 

 2. an einem Freiwilligen Sozialjahr, einem Freiwilligen Umweltjahr, einem 
Gedenk-, Friedens- und Sozialdienst im Ausland oder einem Freiwilligen 
Integrationsjahr nach den Abschnitten 2, 3, 4 und 4a des 
Freiwilligengesetzes, BGBl. I Nr. 17/2012, teilnehmen; 

 2. an einem Freiwilligen Sozialjahr, einem Freiwilligen Umweltjahr, einem 
Gedenk-, Friedens- und Sozialdienst im Ausland oder einem Freiwilligen 
Integrationsjahr nach den Abschnitten 2, 3, 4 und 4a des 
Freiwilligengesetzes, BGBl. I Nr. 17/2012, teilnehmen; 

 3. an einem Europäischen Freiwilligendienst nach der Verordnung (EU) 
Nr. 1288/2013 zur Einrichtung von „Erasmus+“, ABl. Nr. L 347 vom 
20.12.2013 S. 50, teilnehmen; 

 

 4. einen Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienst leisten oder  4. einen Präsenz-, Ausbildungs- oder Zivildienst leisten oder 

 5. aus berücksichtigungswürdigen Gründen keine dem § 4 entsprechende 
Ausbildung absolvieren können. 

 5. aus berücksichtigungswürdigen Gründen keine dem § 4 entsprechende 
Ausbildung absolvieren können. 

Meldeverpflichtungen Meldeverpflichtungen 

§ 13. (1) Die Erziehungsberechtigten haben die Koordinierungsstelle zu 
verständigen, wenn Jugendliche (§ 3) nicht innerhalb von vier Monaten nach 
Beendigung oder vorzeitiger Beendigung eines Schulbesuches oder einer 
beruflichen Ausbildung eine Bildungs- oder Ausbildungsmaßnahme begonnen 
haben. Die Verständigung hat umgehend, spätestens binnen zwei Wochen nach 
Ablauf des Viermonatszeitraums, zu erfolgen. 

§ 13. (1) Die Erziehungsberechtigten haben die Koordinierungsstelle zu 
verständigen, wenn Jugendliche (§ 3) nicht innerhalb von drei Monaten nach 
Beendigung oder vorzeitiger Beendigung eines Schulbesuches oder einer 
beruflichen Ausbildung eine Bildungs- oder Ausbildungsmaßnahme begonnen 
haben. Die Verständigung hat umgehend, spätestens binnen zwei Wochen nach 
Ablauf des Dreimonatszeitraums, zu erfolgen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

(5) Für jene indirekt personenbezogenen Daten, für die binnen vier Monaten (5) Für jene indirekt personenbezogenen Daten, für die binnen drei Monaten 
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nach einem Abgang weder ein Zugang in einer Schule, einer Lehrstelle oder einer 
Ausbildungsmaßnahme eines nicht vom AMS oder SMS beauftragten Trägers 
noch eine Betreuung des AMS oder des SMS gemeldet wurde, hat die 
Bundesanstalt Statistik Österreich das vbPK-ZP verknüpft mit den Daten gemäß 
Abs. 2 dem SMS zu übermitteln. Das SMS erhält über das vbPK-ZP aus dem 
Zentralen Melderegister innerhalb von zwei Wochen den Personenbezug und 
informiert die nach dem Wohnsitz zuständige Koordinierungsstelle zur weiteren 
Kontaktaufnahme. 

nach einem Abgang weder ein Zugang in einer Schule, einer Lehrstelle oder einer 
Ausbildungsmaßnahme eines nicht vom AMS oder SMS beauftragten Trägers 
noch eine Betreuung des AMS oder des SMS gemeldet wurde, hat die 
Bundesanstalt Statistik Österreich das vbPK-ZP verknüpft mit den Daten gemäß 
Abs. 2 dem SMS zu übermitteln. Das SMS erhält über das vbPK-ZP aus dem 
Zentralen Melderegister innerhalb von zwei Wochen den Personenbezug und 
informiert die nach dem Wohnsitz zuständige Koordinierungsstelle zur weiteren 
Kontaktaufnahme. 

(6) Das AMS und das SMS dürfen die gemäß Abs. 2 erfassten Daten unter 
Verwendung des Namens von Jugendlichen, die aus deren Betreuung 
ausscheiden, und deren Erziehungsberechtigten zusätzlich auch direkt einer 
Koordinierungsstelle übermitteln, damit rascher ein Verfahren nach § 14 
eingeleitet werden kann. 

(6) Das AMS, das SMS, Bildungseinrichtungen sowie andere mit der 
Betreuung der Jugendlichen betraute Personen oder Einrichtungen dürfen die 
gemäß Abs. 2 erfassten Daten unter Verwendung des Namens der Jugendlichen, 
die aus deren Betreuung ausscheiden, und deren Erziehungsberechtigten 
zusätzlich auch direkt einer Koordinierungsstelle übermitteln. 

(7) … (7) … 

Datenverarbeitungen Datenverarbeitungen 

§ 15. (1) … § 15. (1) … 

(2) Die vom SMS oder von einer Koordinierungsstelle verarbeiteten Daten 
gemäß Abs. 1 dürfen Behörden, Gerichten, Trägern der Sozialversicherung, 
Trägern der Kinder- und Jugendhilfe, Jugendhilfeeinrichtungen, Schulen, 
Lehrlingsstellen, dem AMS und der Bundesanstalt Statistik Österreich im Wege 
der automationsunterstützten Datenverarbeitung offengelegt werden, soweit diese 
Daten im konkreten Einzelfall für die Vollziehung der jeweiligen Aufgaben eine 
wesentliche Voraussetzung bilden. Die Behörden, Gerichte, Träger der 
Sozialversicherung, Träger der Kinder- und Jugendhilfe, 
Jugendhilfeeinrichtungen, Schulen, Lehrlingsstellen und das AMS dürfen von 
ihnen verarbeitete Daten gemäß Abs. 1 dem SMS oder einer Koordinierungsstelle 
im Wege der automationsunterstützten Datenverarbeitung offenlegen, soweit 
diese Daten im konkreten Einzelfall für die Vollziehung der diesen übertragenen 
Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden. 

(2) Die vom SMS oder von einer Koordinierungsstelle verarbeiteten Daten 
gemäß Abs. 1 dürfen Behörden, Gerichten, Trägern der Sozialversicherung, 
Trägern der Kinder- und Jugendhilfe, Jugendhilfeeinrichtungen, Schulen, 
Lehrlingsstellen, dem AMS und der Bundesanstalt Statistik Österreich im Wege 
der automationsunterstützten Datenverarbeitung offengelegt werden, soweit diese 
Daten im konkreten Einzelfall für die Vollziehung der jeweiligen Aufgaben eine 
wesentliche Voraussetzung bilden. Die Behörden, Gerichte, Träger der 
Sozialversicherung, Träger der Kinder- und Jugendhilfe, 
Jugendhilfeeinrichtungen, Schulen, Lehrlingsstellen und das AMS dürfen von 
ihnen verarbeitete Daten gemäß Abs. 1 dem SMS oder einer Koordinierungsstelle 
im Wege der automationsunterstützten Datenverarbeitung offenlegen, soweit 
diese Daten im konkreten Einzelfall für die Vollziehung der diesen übertragenen 
Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bilden. Das SMS darf die im Rahmen 
der Vollziehung des Behinderteneinstellungsgesetzes (BEinStG) und des 
Bundesbehindertengesetzes – BBG, BGBl. Nr. 283/1990, verarbeiteten Daten 
gemäß § 22 Abs. 4 Z 1 und 3 BEinStG und § 53 Abs. 3 Z 1 und 3 BBG auch für 
Zwecke der Vollziehung dieses Bundesgesetzes verarbeiten, soweit dies 
erforderlich ist. 

Verwaltungsstrafen bei Nichterfüllung der Ausbildungspflicht Verwaltungsstrafen bei Nichterfüllung der Ausbildungspflicht 

§ 17. Wer als Erziehungsberechtigte oder als Erziehungsberechtigter die § 17. Wer als Erziehungsberechtigte oder als Erziehungsberechtigter die 
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Ausbildungspflicht gemäß § 4 schuldhaft verletzt, ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe von € 100 bis € 500, im 
Wiederholungsfall von € 200 bis € 1 000 zu bestrafen. Leichte Fahrlässigkeit ist 
nicht strafbar. 

Ausbildungspflicht gemäß § 4 schuldhaft verletzt, ist von der 
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe von € 100 bis € 500, im 
Wiederholungsfall von € 200 bis € 1 000 zu bestrafen. Leichte Fahrlässigkeit ist 
nicht strafbar. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat dem SMS und der 
Koordinierungsstelle auf Anfrage Auskunft über Stand und Ergebnis des 
Verfahrens zu geben. 

Vollziehung Vollziehung 

§ 20. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, soweit die Abs. 2 
bis 4 nicht anderes bestimmen, der Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz betraut. 

§ 20. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, soweit die Abs. 2 
bis 5 nicht anderes bestimmen, der Bundesminister für Arbeit und Wirtschaft 
betraut. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

 (5) Mit der Vollziehung aller Maßnahmen, die unmittelbar aus Mitteln des 
Ausgleichstaxfonds finanziert werden, ist der Bundesminister für Soziales, 
Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz betraut. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 21. (1) bis (7) … § 21. (1) bis (7) … 
 

(8) § 4 Abs. 4, § 13 Abs. 1, 5 und 6, § 15 Abs. 2 sowie § 17 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2023 treten mit 1. Jänner 2024 in Kraft. 
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